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Sowohl die EU (mit der OECD als Hebelarm) als auch die USA setzen die Schweiz 
massiv unter Druck: Sie wollen uns den automatischen Informationsaustausch zu 
sämtlichen Vermögensanlagen in unserem Land aufzwingen. Das wäre das Ende 
des Bankkundengeheimnisses. 
 
Die Vorgeschichte ist bekannt: Die USA 
fordern von der Schweiz apodiktisch die 
Herausgabe aller Vermögensdaten von 
4'550 amerikanischen Geldanlegern bei 
der UBS. Wie die USA auf die Zahl 4'550 
kommen, ist bisher nicht untersucht wor-
den. Ob die USA diese 4'550 Kunden ei-
ner Schweizer Bank auf legale oder illega-
le Weise identifiziert haben, bleibt offen. 
 

Bundesverwaltungsgericht stoppt       
Auslieferung 

 
Das Bundesverwaltungsgericht hat diese 
Daten-Herausgabe, welche der Bundesrat 
den USA vertraglich zugesichert hat, für 
illegal erklärt. Deshalb verlangt der Bun-
desrat vom Parlament im Eilverfahren 
eine Gesetzesänderung– weil die USA 
das so wollen. 
 
Die USA wollen aber noch mehr: Sie ver-
langen ohne Wenn und Aber die rückwir-
kende Inkraftsetzung des neuen Geset-
zes; die in ihrem Visier stehenden 4'550 
Bankkunden sollen von der Schweiz 
nachträglich kriminalisiert werden. 
 
Solche Rechtsstaats-Verletzung empört 
viele Schweizer Parlamentarier. Was be-
wirkt hat, dass sie stark unter Druck ge-
setzt werden – von der Bundesverwaltung, 
von Economiesuisse, von UBS-
Exponenten und besonders massiv von 
 

 der amerikanischen Handelskammer. 
 

Verdrängungskampf 
 
Klar dabei ist: Ein Finanzplatz, der Kun-
den rückwirkend kriminalisiert, untermi-
niert seine Glaubwürdigkeit – tragende 
Säule eines jeden Finanzplatzes. Da fin-
det ein erbitterter Verdrängungskampf 
statt. 
 
Wie das politische Kräftemessen ausgeht, 
ist noch offen. Sichtbar ist, dass der Bun-
desrat – obwohl er vom Bundesverwal-
tungsgericht illegalen Vorgehens bezich-
tigt worden ist – nach einem Weg zur vor-
zeitigen Inkraftsetzung des USA-
Vertrages zwecks sofortiger Datenaus-
lieferung sucht – noch bevor das Parla-
ment eine Rechtsgrundlage dafür geneh-
migt hat. Der Rechtsstaat Schweiz wird 
immer skrupelloser durchlöchert. 
 
Wer den Rechtsstaat Schweiz und unse-
ren Finanzplatz intakt halten will, muss 
den Franken als Währung noch solider 
abstützen. Deshalb sind alle noch im 
Ausland lagernden Schweizer Goldreser-
ven schleunigst zurückzuholen. Und die 
Gold-Absicherung des Schweizer 
Frankens muss Schritt für Schritt ver-
stärkt werden – in Zeiten drohender 
Staatsbankrotte, der Inflation und der 
Währungsturbulenzen erst recht. 
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Der Finanzplatz Schweiz im Visier 


